
AG Kultur und Medien

Änderung des ZDF-Staatsvertrages wäre beste
Lösung für unabhängigen öffentlich-rechtlichen
Rundfunk

Anlässlich der heutigen Pressekonferenz der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen zum angestrebten Normenkontrollverfahren zum ZDF-
Staatsvertrag erklären der Sprecher der Arbeitsgruppe Kultur und Medi-
en der SPD-Bundestagsfraktion Siegmund Ehrmann und der medien-
politische Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion Martin Dörmann:

Der ZDF-Staatsvertrag genügt in seiner heutigen Form nicht den Anfor-
derungen an einen staatsfernen Rundfunk. Dies hat das Vorgehen von
Roland Koch in Sachen Brender deutlich gemacht. Deshalb dringt die
SPD auf nachhaltige Änderungen des ZDF-Staatsvertrages zur Rück-
führung des Einflusses staatlicher Stellen und Parteien beim ZDF. Die
SPD wird diesen Weg konsequent gehen. Nun sind zunächst die Mini-
sterpräsidenten der Länder am Zuge. Der rheinland-pfälzische Minister-
präsident Kurt Beck und die anderen SPD-Länderchefs haben konkrete
Änderungsvorschläge zum ZDF-Staatsvertrag vorgelegt. Diese sollen
auf der nächsten Sitzung der Rundfunkkommission der Länder im Fe-
bruar eingebracht und beraten werden.

Diese Initiative könnte deutlich schneller zur gebotenen Veränderung
des Staatsvertrags führen als ein mehrjähriges Verfahren vor dem Bun-
desverfassungsgericht. Deshalb ist der Vorstoß politisch richtig und ge-
boten. Ziel der Veränderung des Staatsvertrages ist es, zukünftig die
Unabhängigkeit des ZDF durch eine staatsferne Zusammensetzung sei-
ner Gremien auf eine verfassungsfeste Grundlage zu stellen.

Für den Fall, dass sich die Union einer substanziellen Veränderung des
ZDF-Staatsvertrages verschließen oder die Gespräche auf die lange
Bank schieben sollte, hat die SPD-Bundestagsfraktion bereits angekün-
digt, den ZDF-Staatsvertrag durch das Bundesverfassungsgericht über-

NR. 132/2010 03. Februar 2010

HERAUSGEBER THOMAS OPPERMANN MdB REDAKTION HANNES SCHWARZ
TELEFON (030) 227-522 82 / (030) 227-511 18 TELEFAX (030) 227-568 69
E-MAIL PRESSE@SPDFRAKTION.DE

TEXT KANN AUS DEM INTERNET UNTER WWW.SPDFRAKTION.DE ABGERUFEN WERDEN.



prüfen zu lassen. Die SPD-Bundestagsfraktion hat für ein solches Nor-
menkontrollverfahren bereits Vorarbeiten eingeleitet. Zugleich sind wir
im Gespräch mit den anderen Fraktionen im Deutschen Bundestag, ins-
besondere mit der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Wir sind zuversicht-
lich, dass im Bundestag am Ende das notwendige Quorum für ein Nor-
menkontrollverfahren erreicht werden kann.

Es wäre aber für die Beschäftigten beim ZDF, das Ansehen der Politik
und die Unabhängigkeit des öffentlich-rechtlichen Rundfunks besser,
wenn eine Verfassungsklage dadurch vermieden werden könnte, indem
zügig eine konsequente Änderung des ZDF-Staatsvertrages erfolgen
würde.
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